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I. Verfassungsrechtliche Vorgaben für das Organtransplantationsrecht 

Die Grundrechte auf Leben und Gesundheit sowie das Sozialstaatsprinzip verpflichten den Staat, für 

ein funktionierendes Organtransplantationswesen zu sorgen.

Diese Schutzpflicht hat drei Ansatzpunkte:

(1) Effektive Organisation 

(2) Effektives Verfahren

Dazu ist z.B. das „Zweite Gesetz zur Änderung des Transplantationsgesetzes – Verbesserung der 

Zusammenarbeit und der Strukturen bei der Organspende“ vom 22.3.2019 erlassen worden (u.a. 

Einführung sog. „Transplantationsbeauftragter“ in Entnahmekrankenhäusern)



Verfassungsrechtliche Vorgaben für das Organtransplantationsrecht II

(3) und vor allem für eine ausreichende Anzahl an Spenderorganen zu sorgen

Gesetzgeber ist daher (verfassungsrechtlich) verpflichtet, geeignete rechtliche Rahmenbedingungen 

für eine möglichst hohe Zahl an Spenderorganen zu schaffen. Dabei hat er allerdings das 

Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen, ob dieser nach seinem (Hirn-)Tod ein Organ spenden will 

oder nicht, zu achten. 

Das Grundgesetz schließt jede Form von Zwang zur Organspende aus. 

Sowohl die geltende erweiterte Zustimmungslösung als auch eine mögliche Widerspruchslösung

sind verfassungskonform.

Das Selbstbestimmungsrecht bleibt durch die Möglichkeit der Zustimmung bzw. des Widerspruchs 

gewahrt.



II. Entstehung und Entwicklung des Transplantationsgesetzes

Scheitern eines Gesetzgebungsversuches in des 1980er-Jahren („rechtsfreier Raum“)

Entwürfe für Landestransplantationsgesetze

Verfassungsänderung 1994 (Art. 74 Abs. 1 Nr. 26 GG: Bundeskompetenz)

Inkrafttreten des TPG am 1.12.1997/1999

Essentialia: Erweiterte Zustimmungslösung, Hirntodkonzept, strenge Regulierung der 

Lebendspende

Reform 2012: „Entscheidungslösung“ (die keine Entscheidungslösung ist; § 2 Abs. 2a TPG

Reform 2019: Struktur- und Organisationsverbesserungen

Reform 2020: Scheitern der Widerspruchslösung, stattdessen Entscheidungsförderung

Herbst 2023: Bundesrat stößt neue Initiative für Widerspruchslösung an (BR-Drs. 582/23)
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III. Die geltende Rechtslage in Deutschland: Erweiterte Zustimmungslösung 

→ Nur bei ausdrücklicher Zustimmung der spendebereiten Person (§ 3 TPG) oder deren Angehöriger 

(§ 4 TPG) ist eine Organentnahme zulässig. Die Angehörigen haben dabei den mutmaßlichen 

Willen des möglichen Organspenders zu beachten. Bei einem Widerspruch scheidet 

Organentnahme aus

→ Will man eine eigene Organspende ausschließen, muss man also nach geltendem Recht 

widersprechen (um eine Zustimmung durch die Angehörigen auszuschließen). Dies hat das 

Bundesverfassungsgericht für grundgesetzkonform erklärt.

→ Es besteht keine Pflicht zur Entscheidung (es gibt derzeit also keine „Entscheidungslösung“).

→ Strenge Regulierung der Lebendspende (§ 8 TPG)



IV. Reformdiskussion 2020: Scheitern der Widerspruchslösung

(1) „Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Entscheidungsbereitschaft bei der Organspende“

(BT-Drs. 19/11087)  

▪ Festhalten am System der erweiterten Zustimmungslösung

▪ Einführung eines Registers für Erklärungen zur Organspende 

▪ Ausweitung der Beratung und Aufklärung durch Behörden sowie durch Hausärzte

(2) „Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der doppelten Widerspruchslösung“ (BT-Drs. 19/11096) 

▪ Systemwechsel

▪ Organentnahme ist nach Feststellung des Hirntodes nicht nur dann zulässig, wenn die betroffene 

Person oder die nächsten Angehörigen zugestimmt haben, sondern bereits dann, wenn 

diesbezüglich kein Widerspruch der betroffenen Person vorliegt und auch kein 

entgegenstehender Wille erkennbar ist, über den die Angehörigen zu befragen sind. 

▪ Aber: Die Angehörigen haben aber kein eigenes Widerspruchsrecht! 

Abstimmung im Bundestag am 16.1.2020 zu Gunsten von (1)  (379-292)



V. Verfassungskonformität der Widerspruchslösung

I.  Keine Verletzung der Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) – umstritten –

II. Keine Verletzung des Selbstbestimmungsrechts/Allgemeinen Persönlichkeitsrechts 

▪ keine Entscheidungspflicht

▪ keine Befassungspflicht

▪ Widerspruchs„last“ als geringfügiger, gerechtfertigter Grundrechtseingriff

III. Bei der Einführung einer Widerspruchslösung sind aus verfassungsrechtlicher Sicht 

aber noch folgende Aspekte zu berücksichtigen:

▪ Für Minderjährige sollte es bei der (erweiterten) Zustimmungslösung bleiben.

▪ Bei volljährigen, einwilligungsunfähigen Personen ist die Organspende 

ausgeschlossen.



V. Verfassungskonformität der Widerspruchslösung

▪ Entscheidend ist es, alle Menschen mit der neuen Rechtslage vertraut zu machen. Es 

besteht ein „Überrumpelungsproblem“, das insbesondere solche Menschen betrifft, die 

sich aufgrund ihrer Lebensumstände mit der Thematik nicht befassen wollen oder 

können. Insofern muss der Staat für eine geeignete Informationsinfrastruktur sorgen.

▪ Eine „Informationsrate“ von nahezu 100% ist anzustreben. Es ist eine lange 

Übergangsfrist notwendig, um dies zu erreichen. Vor Inkrafttreten des Gesetzes ist eine 

Zwischenevaluation und ggf. einer Verlängerung der Übergangsfrist nötig.



VI. Weitere verfassungsrechtlich gangbare Reformoptionen

1. Reformen bei der Lebendorganspende

- Abschaffung der Subsidiarität

- Erweiterung des Spenderkreises

- Zulassung der Cross-over-Spende

2. Gegenseitigkeits-, Club- oder Poolmodelle

3. Sonstige Anreizsysteme

4. „DCD“

Verfassungsrechtliche Pflicht des Gesetzgebers zur Umsetzung der Reformoptionen?
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